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Armen-Arbeitshäuſer. | 


(H. C. H.) Wir haben von den Verhandlungen des 14. Con⸗ 
greſſes deutſcher Volkswirthe in den Spalten dieſer Zeitſchrift bereits 
einmal Notiz genommen, nämlich in dem Aufſatze über Oeſterreichs 
Sparcaſſen (Nr. 36 und 37 des Jahrganges 1873). Es war ſchon 
damals unſere Abſicht auch einen anderen Gegenſtand der Congreß⸗ 
debatte, die Frage der Armen⸗Arbeitshäuſer, durch die Wiedergabe der wich⸗ 
tigſten Reden, unſeren Leſern in Erinnerung zu bringen, nachdem 
die Frage in dieſem Blatte ſchon vor längerer Zeit eine kurze Dar⸗ 
ſtellung erfahren hatte (Nr. 30 Jahrgang 1868 und Nr. 19 Jahr⸗ 
gang 1870). Das Vorhaben gelangt erſt jetzt zur Erfüllung, da der 
Wortlaut der Reden erſt ſeit März d. J. in dem von der ſtändigen 
Deputation herausgegebenen Verhandlungsbericht vorliegt. Wir tragen 
aber nichts deſto weniger das Weſentlichſte aus dieſen Verhandlungen 
auch jetzt noch nach, weil zumal die Reden des Referenten Rickert 
(Danzig), dann der Herren Seyffardt (Crefeld) und Profeſſor 
Gneiſt (Berlin), uns eine überaus wirkſame Gegenüberſtellung der 
einſchlägigen Gefichtepunfte zu enthalten ſcheinen, welche eben wegen 
ihrer Lebendigkeit von bleibendem Werthe iſt. Zum Verſtändniß des 
folgenden Auszuges der Debattte ſchicken wir nur einige Worte 
voraus. 

Die 


Be, Frage der Armenpflege hatte den Congreß ſchon einmal, 
zamlich in Mainz (1869) beſchäftigt, man kam aber damals zu keinem 
Reſultate denn ſchroff ſtanden ſich dort gegenüber die Vertreter der 
durch 1 vorgeſchriebenen Zwangs⸗Armenpflege, vor allen Profeſſor 
Gneiſt, und die Vertreter der planmäßigen freiwilligen Armenpflege, 
geführt von Profeſſor Böhmert. 

= Auf den ſpäteren Congreſſen fhlug man einen zweckmäßigeren 
Weg ein, man lenkte die Debatte von der Frage im Allgemeinen 
e auf den Boden ganz ſpeciell begrenzter Gebiete und kam in 
ieſer Weiſe ſowohl in Lübeck (1871) als in Wien (1873) zu einem 


NEE Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre 


insbeſondere in größeren ſtädtiſchen Armenverbaͤnden unen 


Vertreter. 


in Beſchlüſſen formulirten Reſultate, dort über das Stiftungsweſen, 

hier, wie wir Sofort ſehen werden, über die Armen-Arbeitehauſer. 
Ueber dieſe Frage lagen zunächſt folgende Anträge des Refe⸗ 

renten vor: 

1. Die Errichtung von Armen- und Arbeitshäuſern wird für 


größere Armenverbände als ein Bedürfniß anerkannt. Insbeſondere 


ſind ſie in größeren ſtädtiſchen Armenverbänden unentbehrlich. 
2. Es empfiehlt ſich, alleinſtehenden Perſonen, welche die öffent— 


liche Armenpflege in Anſpruch nehmen, die Unterſtützung in der Regel 


in einem Armen⸗ oder Arbeitshauſe zu gewähren. 

Dieſe Anträge wurden von dem Referenten ſelbſt ſchon im 
Eingange ſeiner Rede dahin präciſirt, daß im Punkt 2 nur allein⸗ 
ſtehende erwachſene Perſonen ins Auge gefaßt werden ſollten und 
daß die Aufnahme in das Arbeitshaus nicht „in der Regel“, ſondern 
in allen den Fällen zu erfolgen hätte, in welchen ſich die Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigkeit in ſicherer Weiſe nicht feſtſtellen ließe und eine 
dauernde Controle über die Verwendung der Unterſtützung nicht 
möglich wäre. 5 

Hiemil, namentlich durch die zweite Aenderung, war den haupt— 
ſächlichſten Einwendungen von vorneherein die Spitze abgebrochen. 
Trotzdem brachte Seyffardt ſeinen angekündigten Zuſatzantrag wirk⸗ 
lich ein, um dem Elberfelder Syſteme eine ausdrückliche Anerkennung 
in den Reſolutionen zu verſchaffen. ö 

Nach dieſem Antrage hatte ſich der 


zweite Satz d Re⸗ 
ſolution folgendermaßen zu geſtalten: x Be Se 


„die Armen⸗Arbeitshäuſer find 
tbehrlich, 
ndlane 
eilung 


wenn in dieſen die Armenpflege nicht auf Gru 
einer durchgreifenden Selbſtverwaltung und Th 
der Arbeit individualiſirt iſt. a 

Mit anderen Worten, das Elberfelder Syſtem der ſtädtiſchen 
Armenpflege, welches durch den Antrag Rickert nicht ausgeſchloſſen 
war, ſollte als das in erſter Linie zu erſtrebende bezeichnet werden 
und dieſer Standpunkt fand in Profe ſor Gneiſt einen glänzenden 


Trotz dieſer warmen Befürwortung konnte aber das Amendement 
nur eine ſtarke Minorität für ſich gewinnen, es wurde zuerſt Punkt 2 
in der von dem Referenten ſelbſt modificirten Form und darauf 
Punkt 1 in der urſprünglichen Faſſung angenommen. 

Den Standpunkt, welcher den Congreß hiebei leitete, ſuchte 


der Präſident in ſeiner Schlußrede in Folgendem zuſammenzufaſſen: 


„Was die Frage der Armen⸗Arbeitshäuſer betrifft, fo haben wir, weit 
davon entfernt, die Individualiſtrung und den Voluntarismus in 


irgend einer Weiſe zu beeinträchtigen, nur feſtgeſtellt, daß in dem 


Falle, wo dieſe Vorausſetzungen nicht vorhanden find, die Arbeits⸗ 
haͤnſer Bedürfniß find, und wir haben eine weitere Beſchränkung 
beigefügt, unter welcher wir dieſes Bedürfniß anerkennen. Wir haben 


leineswegs eine höhere und beſſere Reform ausgeſchloſſen, ſondern nur 


geſagt, daß da, wo dieſe höhere Entwicklung nicht zu erzielen iſt, 


man nicht fo unpraktiſch Fein ſoll, das Gute zu verſchmahen, weil es 
des Beſſern Feind tft". 

Zur völligen Klarlegung der Anſichten, welche auf das End⸗ 
urtheil einwirkten, dürfte aber die Mittheilung des weſentlichſteu In⸗ 
haltes der gewechſelten Reden ſelbſt entſprechend ſein und wir laſſen 
denſelben daher in nachſtehendem Auszuge aus deu Vorträgen von 
Rickert, Gneiſt und Seyffardt folgen: 


Referent Stadtrath Rickert: Ich mochte zunächſt diejenigen 
Punkte bervorheben, in welchen nach meiner Meinung der Congreß 
in Mainz in allen ſeinen Mitgliedern einig war, und von dieſen 
aus alsdann die Frage über die Armen-Arbeitshäuſer conſtruiren, 
allerdings in dem Sinne, in welchem ich ſie gern zur Entſcheidung 
gebracht wiſſen möchte. Der Congreß — wenigſtens alle Mitglieder, 
die ſich zum Wort meldeten — war über folgende Grundſätze einig, 
erſtens: Jeder arbeitsfähige Menſch iſt verpflichtet, ſoweit es irgend⸗ 
wie ſeine Kräfte geſtatten, dieſelben zur Erwerbung ſeines Unterhaltes 


anzuſtrengen; auch jede noch vorhandene Spur von Erwerbskraft muß 


für den Unterhalt der betreffenden Perſon, reſp. ihrer unmündigen 
Angehörigen nutzbar gemacht werden. Ich glaube, daraus folgt, daß 
man nicht allgemein ſagen kann: es gibt ein beſtimmtes Lebensalter, 
in welchem die Erwerbsfähigkeit aufhört. Es iſt alſo falſch, wenn 
einzelne Armenverwaltungen ſagen, daß ein gewiſſes Lebensalter, etwa 
das 70. Jahr, hinreicht, um Jemanden einen Freibrief auf öffentliche 
Unterſtützung zu gewähren. Es iſt Thatſache, daß ſelbſt 80 Jahre 
alte Männer fh durch leichte Arbeiten (Korbflechten n. dergl.) 
ernähren. 

Ein zweiter Grundſatz, über den man ebenfalls in Mainz einig 
war, iſt: Wenn Jemand vorhanden iſt. der nicht durch ſeine eigene 
Kraft ſich den Unterhalt gewinnen kann und der auch von keinem 
verpflichteten Verwandten, keiner Stiftung unterſtutzt wird, wenn alſo 
die öffentliche Armenpflege eintreten muß, dann ſoll ſie nur das ab⸗ 
ſolut zum Leben Nothwendige gewähren. Meine Herren! Schon unter 
dem Einfluß der radicalen Strömungen des Jahres 1792 iſt in 
Belgien der Satz anerkannt worden, „daß Niemand mehr zu verlan⸗ 
gen habe, als daß er ſubſiſtiren könne“. Es muß der, welcher aus 
öffentlichen Mitteln unterhalten wird, nicht beſſer geſtellt ſein, wie 
derjenige, der zu dieſem Unterhalte beizutragen gezwungen wird. So 
ſonnenklar dieſer Satz auch erſcheint, ſo wird gegen ihn vielfach in 
den Armenverwaltungen verſtoßen. (Rufe: Sehr richtig!) Das iſt ge⸗ 
rade das Corrumpirende an der Zwangs-Armenpflege, daß den Armen— 
pflegern nicht in jedem Augenblicke der Gedanke vor ihrer Seele und 
ihrem Gewiſſen ſteht, daß ſie die Verwalter der Steuergroſchen ſind, 
zu denen auch die ärmere Bevölkerung beiftenert, um aus Gründen 
der ſtaatlichen Ordnung Diejenigen, die ſich nicht unterhalten können, 
zu ernähren. Man hat in verſchiedenen Armenverwaltungen ſehr be— 
herzigenswerthe Erfahrungen darüber gemacht, was es auf ſich hat, 
wenn man ſich dahin verirrt, die auf öffentliche Koſten Lebenden 
beſſer und bequemer zu ſtellen, als diejenigen, die ehrenwerth genug 
ſind — obwohl ſie eine große Familie durch ihrer Hände Arbeit zu 
ernähren haben — zu den Steuern beizutragen. Man hat insbeſon⸗ 
dere in Elberfeld die Erfahrung gemacht, daß mit der Einführung 
einer ſtrengeren Armenpflege auch die Steuerauefälle geringer wur⸗ 
den, während man das Gegentheil erwartete. In dem Berichte der 
Elberfelder Armenverwaltung pro 1866 und 1867 beißt es: „Schlie— 
ßen wir die außerordentlichen Jahre 1847 und 1848 aus, ſo bewe⸗ 
gen ſich die Beträge der wegen Armuth niedergeſchlagenen Steuern 
in den Jahren 1845, 46, 49 bis 1852 einſchließlich innerhalb der 
jährlichen Summen von 2908 bis 9295 Thalern, in den Jabren 
1854 bis 1858 innerhalb der Summen von 1841 bis 955 Thlrn. 
Im Durchſchnitt waren es in der älteren Periode jährlich 50 16 Thlr., 
ſeit der Einführung der neuen Armenordnung von 1854 bis 1858 
1277, von 1859 bis 1864 nur 1052 Thlr., welche als unbeibring⸗ 
liche Communalſteuer nicht zur Erhebung gelangten. Dieſe Thatſachen 
bezeugen die Richtigkeit der Schlußfolgerung, daß eine mit Fleiß und 
Ernſt ſich ſelbſtſtändig unterhaltende Familie mit Leichtigkeit die we⸗ 
nigen Pfennige erwirbt und abgibt, welche die Communalſteuer erfor⸗ 
dert; — daß hingegen eine ungeordnete Almoſenſpende an der Hilfe 
nicht bedürftige Familien auch noch über deren Kreiſe hinaus die ver⸗ 
derbliche Wirkung übt, daß andere, nicht mit Almoſen unterftügte 
Familien auf die Gleichartigkeit der Umſtände und des Einkommens, 


46 


oft auf die beſſeren Verhältuiſſe unterſtützter, folglich von der Steuer 
befreiter Familien ſich mit vollem Recht berufen und ſchließlich mit 
ſehr bedeutenden Beträgen zur gänzlichen Niederſchlagung zugelaſſen 
werden müſſen“. 

Wenn nun anerkannt werden muß, daß man dem Unterſtützungs⸗ 
bedürftigen aus öffentlichen Mitteln nur das zum Leben Unentbehr⸗ 
liche geben dürfe, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß vor dem Forum 
der ſtaatlich geordneten Armenpflege die früheren Verhältniſſe der 
Petenten, Standesunterſchiede ꝛc., nicht in Rechnung zu ziehen ſind. 
Auch das iſt ein Fehler, den unſere Armenverwaltungen öfter begehen, 
und eine der Unachtſamkeiten bei der Wirthſchaft mit den ihnen anver⸗ 
trauten öffentlichen Geldern, daß fie das Maß der Unterſtützung dar- 
nach beſtimmen, ob der betreffende Arme früher unter beſſeren Um⸗ 
ſtänden gelebt hat oder nicht, und ſo kommt es, daß die früher in 
befferen Verhältniſſen Geweſenen oft den drei⸗ und vierfachen Betrag 
der Unterſtützung erhalten, als die Andern. Eine ſolche Unterſcheidung 
läßt ſich nicht rechtfertigen und führt zu großen Mißbräuchen. Die 
engliſche Armengeſetzgebung hat ſchon von Altersher anerkannt, daß 
die Armenverwaltung nur das Unentbehrliche, das tägliche Brot, ge⸗ 
währen ſoll; fie hat auch nicht ſich darauf einzulaſſen, Schulden, 
Miethen für die Armen zu bezahlen oder Pfänder einzulöſen (2). 

Man ſollte nun meinen, daß mit dieſen beiden Hauptgrund: 
fügen ausgerüſtet, welche in Mainz von allen Seiten anerkannt wur: 
den, von Freunden ſowohl der freiwilligen wie der obligatoriſchen 
Armenpflege, jeder Praktiker auskommen und die Verwaltung richtig 
handhaben könnte. Aber die Ausführung nach dieſen Grundſätzen iſt 
ſo ſchwierig, daß Jeder, der ſich auch nur ein paar Monate in dieſer 
Verwaltung bewegt hat, bald erkennt, daß er nach dieſen Grundſätzen 
nicht handeln kann, wenn er nicht ein beſtimmtes Hilfsmittel zur 
ſicheren Erkennung der Bedürftigkeit beftgt. Ich behaupte, daß es in 
größeren Armenverbänden, insbeſondere in größeren ſtädtiſchen Armen⸗ 
| verbänden, kaum irgend ein Mittel bei der Außen⸗Armenpflege gibt, 
die Bedürftigkeit eines Armen feſtzuſtellen, daß es kaum ein Mittel 
gibt, eine dauernde Controle über die Armen zu führen. Wer es 
weiß, mit welchen Mitteln die Armen im Stande find, die Armen⸗ 
pfleger zu hintergehen, wer es weiß, daß es überhaupt keine Schätzunge⸗ 
mittel gibt für die Erwerbsfähigkeit eines Menſchen, daß auch das 
klarſte und bündigſte Atteſt eines Arztes über den Geſundheitszuſtand 
des Armen keine Gewähr gegen Fehlgriffe gibt, wird zugeſtehen, daß 
man da, wo man nicht im Stande iſt, die Bedürftigkeit ſicher feſtzu⸗ 
ſtellen und zu controliren, zur geſchloſſenen Armenpflege kommen muß. 
Die Geſchichte aller Armenverwaltungen hat gezeigt, daß man dort, 
wo man nicht zu dem Mittel der geſchloſſenen Armenpflege gegriffen, 
oft auf Irrwege gerieth und daß ſelbſt die beſtorganiſirte Armen 
pflege nicht davor geſchützt hat, daß mit den öffentlichen Mitteln Ver—⸗ 
ſchwendung getrieben wurde und die Zahl der um Unterſtützung Nach⸗ 
ſuchenden ſich von Tag zu Tag gemehrt hat. Wenn eine alte Frau 
zu Ihnen kommt, anſcheinend erwerbsunfähig, verſehen mit einem 
ärztlichen Atteſt, etwa über epileptiſche Krämpfe, ſo werden Sie ſehr 
unſicher ſein bei Arbitrirung der Summen, um welche die Frau ſich 
abfinden läßt mit ihren Anſprüchen an die Gemeinde. Es kommt 
bäufig vor, daß man Pacte ſchließen kann mit 20 Sgr. pro Monat. 
Die anſcheinend erwerbsunfähige Frau gibt ſich damit zufrieden. Im 
nächſten Monat erhält ſie vielleicht 10 Sgr. Zulage. Aber ihre Au⸗ 
fprüche gehen in der Regel über 1 Thlr. 15 Sgr. monatlich nickt 
hinaus. Es liegt auf der Hand, daß mit einem ſolchen Betrage kein 
Menſch eriftiven kaun, und Jeder, welcher die Armen Etats unſerer 
Städte durchblättert und die zablreichen Poſitionen von 1 Thlr. oder 
1 Thlr. 15 Sgr. monatlich ſieht, muß von vornherein zu der An⸗ 
nahme kommen, daß eine richtige Controle nicht vorhanden iſt. Nun 
ſagt man — und namentlich die Anbänger des Armenpflege⸗Syſtems 
von Elberfeld, Krefeld u. ſ. w.: „Wenn die Armenpfleger richtig ge⸗ 
wählt werden und ſich die nöthige Mühe geben, dann wird ſich die 
Aufgabe löſen laſſen“ Allerdings gebe ich zu, daß es einige rühm⸗ 
liche Beiſpiele gibt, die ſehr Bedeutendes leiſten; ich habe felbſt die 
Ehre gehabt — und bin den Mitgliedern der dortigen Armenver⸗ 
waltung dafür fehr dankbar — in dieſem Jahre das Elberfelder Sy: 
ſtem an Ort und Stelle kennen zu lernen. Aber man muß die beſon⸗ 
deren Verhältniſſe dieſer Städte in Rechnung ziehen. Es ſind Städte, 
welche viel Induſtrie haben und wo zwiſchen Arbeitgebern und Ar⸗ 
beitnehmern eine engere Verbindung beſteht, wo die Controle eine 


genauere ſein kann als in Städten, in welchen die Arbeiterbevölkerung 
in loſeren Beziehungen zu den Bemittelteren ftebt. Elberfeld iſt durch 
die Noth zu ſeinem jetzigen Syſtem gebracht worden, als das Armen— 
Budget der Stadt ſo hoch anwuchs, daß man Bedenken trug, von 
den Bürgern immer höher anwachſende Steuern zu erheben. Ein 
Appell an die Bürgerſchaft hatte den Erfolg, daß 250 der ange— 
tehenften Männer ſich in den Organismus der Armenpflege einfügten. 
Die erſten Decennien mag ein ſolcher Organismus immerhin tüchtig 
arbeiten; aber es liegt in der Natur der Dinge und ſo ſehr ich die 
Armenpflege in Elberfeld ſchätze, glaube ich doch, daß die Zeit nicht 
mehr fern iſt, wo dieſes Syſtem verſagt und in ganzer Ausdehnung 
nicht aufrecht zu erhalten iſt. Ja ſelbſt in Elberfeld ſteigt die Zahl der— 
jenigen, welche ſich in der geſchloſſenen Armenpflege befinden, im 
Verhältniß zu denjenigen, die in der offenen Armenpflege ſtehen. Am 
Schluſſe des Jahres 1868 wurden 1673 Perſonen incl. Kinder unter 
ſtützt; davon befanden ſich 1205 in offenen, 468 in geſchloſſenen 
Anſtalten (Armenhaus, Waiſenhaus, Anſtalt für verlaſſene Kinder, 
Irrenhaus). Bei letzteren ſind die im Krankenhauſe Verpflegten nicht 
gerechnet Am Schluſſe des Jahres 1871 hat ſich dieſes Verhältniß 
ſchon ſehr geändert; es wurden nämlich 1075 Außen⸗Arme und 519 
in geſchloſſenen Anſtalten unterſtützt, alſo die Zahl jener betrug nicht 
viel mehr als das Doppelte von dieſen. 

Ich weiß, daß in der öffentlichen Meinung eine große Abnei⸗ 
gung herrſcht, Leute in Armenhäuſer zu ſchicken; ich muß geſtehen, 
daß es mich auch lange Ueberwindung gekoſtet hat, es zu thun. Die 
Freiheit der Verfügung über feine Perſon tft ja eins der werthvoll⸗ 
ſten Güter, welches der Menſch hat, und es liegt etwas Bitteres 
darin, wenn man Jemanden ſagt, er könne die Hilfe, die er nack⸗ 
ſucht, nur in einer geſchloſſenen Anftalt empfangen. Hierbei kann man 
un einer erſten Empfindung nicht nachgeben, es handelt ſich um 
genauere Prüfung und kühle Erwägungen. So kommt man als Ar⸗ 
menpfleger in die Lage, ſelbſt Perſonen, die früher gute Tage geſehen, 
aus beſter Familie, an das Armenhaus zu weiſen, wenn ſie Unter⸗ 
tutzung aus öffentlichen Mitteln in Anſpruch nehmen. Daß man 
ihnen dort nur eine ihren Kräften angemeſſene Arbeit gibt, verſteht 
lich von ſelbſt. Ich könnte Ihnen eine Anzahl von Beispielen an⸗ 
fuhren, wie frühere Kaufleute, Grundbeſitzer und Handwerker, denen 
es ſehr gut gegangen, mit Reſignation und dem Bewußtſein, daß es 
ſo ſein müſſe. in unſeren Armenhäuſern wohnen und zufrieden find. 
Gerabe diejenigen, mit welchen man am allerwenigſten Urſache hat, 
Mitleid zu haben, ſind es, welche in den Augen des Publicums die 
Armenhäuſer durch ihr Geſchrei über die Entziehung der perſönlichen 
Freiheit und über den ſchlechten Aufenthalt zu discreditiren ſuchen. 
Wenn ich davon ſpreche. Arme den Armenhäufern zu überweisen, fo 
iſt es nicht meine Meinung, damit Anſtalten zu bezeichnen, welche 
die Mittel des Zuchthauſes anwenden. Ich glaube, unſere öffentliche 
Meinung iſt aufgeklärt genug, um Solches nicht zu dulden. Man 
wird allerdings darauf ſehen müſſen, daß in den Armenhäuſern ſtrenge 
Ordnung gebalten wird; man wird aber auch Milde und Wohlwollen 
gegenüber den Inſaſſen fordern können. Es iſt vor Allem darauf zu 
ſehen, daß man die Verwaltung der Armenhäuſer nicht in die Hand von 
alten, unfähigen und geiſtig ſubalternen Naturen lege, welche von der 
Wichtigkeit der großen Aufgabe keine Ahnung und für die Führung eines 
ſo ſchwierigen und verantwortlichen Amtes kein Geſchick haben. Solch' ein 
Poſten erfordert in der That geiſtige und moraliſche Mittel, die man nicht 
io häufig in Einem Manne vereinigt findet. Daher wird man auch den 
Dirigenten folder Anſtalten das ihrer Stellung entſprechende Gehalt nicht 
verſagen dürfen. Solche Arbeitshäuſer babe ich im Sinne, nicht jene 
Zuchthäuſer, wie ſie nach den Berichten der Zeitungen früher mitunter in 
England eriſtirten — heute tft die Sache dort anders — wo die Armen 
wife wurden und wo durch die Ueberweiſung an ein Arbeitshaus ge⸗ 
wan ein ee wurde an dem, der nicht im Stande 
von Wieden Da iſt natürlich von Erziehung zur db 
eg 8 richten des Armen nicht die Rede. Geben Sie aber 
7 ren eine tüchtige und humane Verwaltung, einen umſichtig 
geleiteten Betrieb, dann werden Sie ſehen, daß ſie wirthſchaftliche Er- 
gebungs⸗Anſtalten werden. Wer die Armenviertel Londons, die Armen⸗ 
ge unterer Seeſtädte kennt, wer die Armen geſehen hat am Boden 
55 05 ae c dumpfen Kellerlöchern, und dann hineinkommt 
e def beiden eingerichteten, aber reinlichen Arbeitöhäufer 

i die Leute dort bei der Arbeit ſieht, der würde gewiß keinen 
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Augenblick im Zweifel ſein, ob er empfehlen ſolle, die Leute mit ein 
oder ein paar Thaler monatlicher Geldunterſtützung abzufinden und 
ſie in ihren ſchmutzigen Löchern verkommen zu laſſen. Wir haben die 
Erfahrung gemacht, daß epileptiſche Menſchen, die ſchon jahrelang auf 
den Straßen herumbettelten, die Jeder für erwerbsunfähig hielt, nach 
einem halben Jahre im Arbeitshauſe erwerbsfähig wurden — natürlich 
beihränft — und nachher an der Arbeit Vergnügen fanden und dar⸗ 
nach ſelbſt verlangt haben, namentlich wenn ſie im Freien ausgeübt 
wurde. Daß es mit den Armenhäuſern nicht jo ſchlecht beſtellt iſt, will 
ich Ihnen an einem Beiſpiele aus dem Leben zeigen. Schon ſeit 
mehreren Jahreu kenne ich einen Handwerksmeiſter, eine ganz vor⸗ 
zügliche und geſchickte Arbeitskraft. Dieſer Mann hatte den Fehler, 
daß er periodiſch trank, dabei vollſtändig verwahrloste und auf der 
Straße liegen blieb. In ſolchem Zuſtande der Noth kam er freiwillig 
ins Armenhaus und iſt mit Unterbrechungen 4—5 Jahre ſchon dort. 
Von Zeit zu Zeit müſſen wir ihm Ferien bewilligen, Er bekommt 
dann einen unwiderſteblichen Freiheitsdrang, die Mauer wird ihm zu 
enge. Nach einigen Wochen kommt er wieder, natürlich etwas redu⸗ 
cirter (Heiterkeit), und dann ſitzt er wieder monatelang und arbeitet 
in ſeiner kleinen Anſtaltswerkſtatt mit großem Vergnügen, macht Bade⸗ 
wannen, Blechkannen u. ſ. w. Gerade eigen Tag, bevor ich hieher 
abreiste, war er zu mir gekommen mit der Bitte in das Armenhaus 
aufgenommen zu werden. Er wird dort als ein nothwendiges Mitglied 
der großen Familie betrachtet. Fragen Sie nur den, Mann, was das 
Armenhans ihm in feiner Notb, in welcher er keinerlei Halt mehr 
findet, werth iſt; er verdient dort durch Arbeit ſein Brot redlich er 
verdient mehr als ſeine Nahrungsmittel; es iſt in der That fein Aſyl 
geworden. ö nr ng 

Meine Herren! Das Armenhaus hat ſich als eine Notbwendigkeit 
herausgeſtellt in vielen Gegenden Deutſchlands. In Sachſen haben es 
die Verhältniſſe mit ſich gebracht, daß auch ländliche Bezirke ohne 
Armenhaus nicht auskommen konnten. Es tft das ein Beweis dafür, 
daß man nicht allgemein jagen darf, daß auf dem Lande das Arbeits- 
haus überflüſſig ſet, wie manche Gutsbeſitzer meinen. Man muß eben 
individualiſtren und localiſiren. Da die ſächſiſchen Vorgänge für die 
vorliegende Frage von Wichtigkeit ſind, ſo geſtatten Sie mir wohl 
noch einige Bemerkungen darüber. Es bildeten ſich dort in den 60ger 
Jahren 163 Verbände von Gemeinden, welche Bezirks-Armenhäuſer 
errichteten. In einem in dem Bitzer'ſchen Buch über die Arbeitshäuſer 
publicirten Berichte über das Armen- Arbeits- und Verſorgungshaus 
des Vereins zu Altenſalz von 1863 (umfaffend 57 Landgemeinden 
und 39 Rittergüter mit 14.605 Einwohnern) heißt es: „Manche in 
der örtlichen Armenpflege tief eingewurzelten Gebrechen und Uebel⸗ 
ſtände, mit denen man in der Gegend durch lange Gewöhnung fo 
vertraut geworden ſei, daß man in den Gemeinden kaum noch den 
Muth gehabt habe, eine Beſſerung zu hoffen, ſeien mit der Eröffnung 
des Armenhauſes wie durch einen Zauberſchlag verſchwunden. Während 
aus dem Vereinsbezirke nicht weniger als 382 Armenhausbewohner 
und Almoſenempfäuger, die bis dahin ihren Heimatgemeinden zur Laſt 
gelegen, zur Aufnahme angemeldet worden ſeien, habe ſich bei der Er— 
öffnung des Armenhauſes die Zahl der wirklich Eingelieferten bis auf 
13 Individuen vermindert. Die Uebrigen haben ſich inzwiſchen ſelbſt 
Wohnung und Unterhalt zu verſchaffen gewußt. Schon ſei es in Folge 
deſſen möglich geworden, von den Ortsarmenhäuſern, die fortan nur 
noch für die Unterbringung wirklich Hilfsbedürftiger, insbeſondere 
altersſchwacher Perſonen zu dienen haben, manche bis auf Weiteres 
zu ſchließen. Nächſt der dadurch herbeigeführten weſentlichen Erleich— 
terung der Armenlaſt in den Gemeinden, habe dies auch auf die Ber 
minderung der Diebereien einen äußerſt günſtigen Einfluß geübt, da 
dieſe Ortsarmenhäuſer in Ermanglung genügender Aufſicht bisher nur 
zu oft auswärtigen Dieben ſicheren Aufenthalt gewährt baben. Eben⸗ 
jo habe die Bettelei im Vereinsbezirke faſt vollkommen aufgehört. 
Es habe freilich nicht ſehlen können, daß unter einer ſolchen Zahl 
verarmter und zum größten Theile auch arbeitsſcheuer Menſchen Manche 
ſich befinden, bei denen verbrecheriſche und laſterhafte Neigungen ſich 
ſtark entwickelt haben; gerade aber bei ſolchen ſei es um in nöthiger, 
daß ſtrenge Aufſicht und Zucht die fehlende moraliſche Kraft erſetze. 
Selbſt in phyſiſcher Hinſicht beginne das Armenhaus zu Altenfalz die 
wohlthätigen Folgen für arme, bisher faſt ganz vernachläſſigte Men⸗ 
ſchen bereits zu zeigen; noch erfreulicher ſei aber die Hoffnung, die 
aufgenommenen, feither der gänzlichen Verwahrloſung preisgegebenen 


Kinder, welche ſonſt höcft wahrſcheinlich phyſiſch oder moraliſch zu 
Grunde gegangen ſein würden, dieſer Gefahr rechtzeitig entriſſen zu 
ſehen und ſie zu nützlichen Gliedern der menſchlichen Geſellſchaft 
erziehen zu können“. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die thatſachliche Occupirung durch Verbauung einer Grundfläche 
zu Eiſenbahnzwecken ſteht der Fallung eines Expropriationserkennt⸗ 
niſſes rückſichtlich dieſer Grundfläche nicht im Wege. 


Von der dem Pinkas St. in W. gehörigen Grundparcelle 
Nr. 658 wurden zum Baue der Kaiſer Franz⸗Joſephsbahn 1410 
Quadratklafter benöthigt und factiſch zur Anlage des Bahnhofes in 
W. verwendet. Im Juli 1873 iſt nun der Vertreter der Kaiſer 
Franz⸗Joſephsbahn bei der böhmiſchen Statthalterei um die Expro⸗ 
priation der vorerwähnten Grundfläche eingeſchritten, indem er ein 
bei der Bezirkshauptmannſchaft in W. aufgenommenes Protokoll vom 
14. Juni 1873 vorlegte, wornach bezüglich des Preiſes dieſer Grund⸗ 
fläche ein Vergleich zwiſchen beiden Parteien nicht erzielt wurde. 

Die Statthalterei begehrte von der Bezirkshauptmannſchaft die 
Aufklärung, wie es komme, daß die Verhandlung wegen der fraglichen 
Grundabtretung erſt jetzt in Angriff genommen werde, nachdem der 
Bau der Bahn einſchließlich des Stationsplatzes ſchon längſt vollendet 
ſei? Der diesfalls einvernommene Pinkas St. erklärte, daß noch vor 
Beginn des Bahnbaues mit ihm wegen Ueberlaſſung des Grundes 
verhandelt wurde; es ſei aber kein Vergleich zu Stande gekommen; 
die Bahnbau⸗Unternehmung habe ihn immer vertröftet, daß fie mit 
ihm einen Vergleich eingehen werde; er habe die Sache wiederholt 
bet dem Vertreter der Bahn betrieben, aber erſt am 14. Juni 1873 
ſei ein Bevollmächtigter erſchienen, mit welchem aber ein Vergleich 
nicht zu Stande kam; jetzt beſtehe er, Pinkas St., auf einer Ver⸗ 
handlung im Vergleichswege, wie man es ihm urſprünglich zugeſichert habe. 

Hierauf entſchied die Statthalterei, „daß in die von der Franz⸗ 
Joſephsbahn angeſuchte Expropriirung der zum Bau des Stations⸗ 
platzes in W. verwendeten Grundfläche von 1410 Quadratklaftern von 
der dem Pinkas St. gehörigen Grundparcelle Nr. 658 nicht ein 
gegangen werden kann da, wenngleich eine Vereinbarung über die 
für dieſe Grundüberlaſſung zu leiſtende Entſchädigung bisher nicht zu 
Stande kam, die ſeinerzeit thatſächlich und zwar ohne Einſprache des 
darum wiſſenden Grundeigenthümers erfolgte Occupirung der erwähnten 
Grundfläche für dieſe dem öffentlichen Verkehre bereits übergebene 
Bahnanlage die ſtillſchweigende Zuſtimmung des Eigenthümers zur 
Verwendung des obbezifferten Grundausmaßes für den Bahnbau in⸗ 
volvirt; daher mit Rückſicht darauf, daß die Bahnanſtalt ſich gegen⸗ 
wärtig im factiſchen Beſitze der von ihr benützten Grundfläche befindet, 
das Subſtrat für die zwangsweiſe Enteignung derſelben im Sinne 
des § 9, lit. c des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes, beziehungsweiſe für 
den Ausſpruch, daß Pinlas St. die beſagte Grundfläche gegen die im 
Wege der gerichtlichen Schätzung feſtzuſtellende Entſchädigung der 
Bahngeſellſchaft in das Eigenthum abzutreten habe, hier nicht vorliegt“. 
Der Bezirkshauptmann wurde aufgefordert, die Klaglosſtellung des 
Pinkas St. im Wege eines neuerlichen Vergleiches anzuſtreben und 
im Falle des Mißlingens desſelben den Beſchwerdeführer rückſichtlich 
eines Entſchädigungsanſpruches auf den ordentlichen Rechtsweg zu 
verweiſen. 

Gegen diefe Entſcheidung der Statthalterei recurrirte die Franz 
Joſephs⸗Bahn an das Miniſterium des Innern, indem ſie negirte, 
daß die Occupirung der nöthigen Grundfläche die ſtillſchweigende Zu- 
ſtimmung des Eigenthümers zur Grundabtretung involvire; dieſe 
werde von der Statthalterei eben nur vermuthet; der factiſche Beſitz 
ſchütze die Eiſenbahn nur momentan; im Falle der Eigenthumsklage 
müßte die Grundfläche zurückgeſtellt werden. Aber auch die grund⸗ 
bücherliche Zuſchreibung müſſe durchgeführt werden. Das Eiſenbahn⸗ 
conceſſionsgeſetz fordere für die Erwirkung der Expropriation lediglich 
das Mißlingen eines Vergleiches; der Umſtand, ob die fragliche 


—— . —3—ů—w ́ ́ ñꝛůůꝛ—s—.r——ꝛßsðr an l —x— —ꝛ—v—ijk⅛.—ů—̃ ͤÜũſS ĩ ̃ͥͤ —-—. —2ę—: —ñ —t—:t: kßxüsß-! r Kxß;᷑ÿ¹æᷓ⁵àouäͤäͤͤ—Lͤ 


48 


Grundfläche occupirt ſei oder nicht, ſei hier gar nicht maßgebend. 
Die Anordnung eines neuerlichen Vergleichsverſuches ſei weder geſetzlich, 
noch könne ſie einen Erfolg haben. Das Petit lautete auf Fällung 
eines Expropriationserkenntniſſes. 


Ueber dieſe Berufung hat das Miniſterium des Innern ddo. 
14. Februar 1874, 3. 2100 unter Behebung der angefochtenen Statthal⸗ 
terei⸗Entſcheidung erkannt, „Pinkas St. ſei ſchuldig, von der ihm gehörigen 
Grundparcelle Nr. 658 eine Fläche von 1410 Quadratklafter gegen 
die im Wege der gerichtlichen Schätzung feſtzuſtellende Entſchädigung 
der k. k. priv. Kaiſer Franz Joſeph-Bahn⸗Geſellſchaft in's Eigenthum 
abzutreten. Dieſe Entſcheidung gründet ſich auf das Eiſenbahn⸗Eon⸗ 
eeſſionsgeſetz vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238 8 9 
lit. c und die Conceſſionsurkunde vom 11. November 1866, R. G. Bl. 


Nr. 141 § 5, wornach der Kaiſer Franz Joſephs⸗B 
‚ hs⸗Bahn das Recht 
zuſteht, auf Grund der genehmigten Plaͤne und bei RR. 


unumgänglicher Nothwendigkeit, ſowie nach fruchtlos verſuchtem gütlichen 
Uebereinkommen bezüglich der Entſchädigung überhaupt unter Beob⸗ 
achtung der diesfälligen geſetzlichen Beſtimmungen die Erpropritrung 
der erforderlichen Gründe zu begehren. Die thatſächlich erfolgte Oceu⸗ 
pation der betreffenden Gründe von Seite der Eiſenbahnunternehmung 
iſt für die Beurtheilung des geſtellten Begehrens um die zwangs⸗ 
weile Enteignung der betreffenden Gründe ganz irrelevant und ließe 
ſich aus derlei factiſchen Verhältniſſen im beſten Falle nur auf die 
ſtillſchweigende Zuſtimmung des Grundeigenthümers zur Benützung 
der Gründe ſchließen. Die Nothwendigkeit des in Rede ſtehenden 
Grundes für den Bahnbau iſt durch den vorliegenden genehmigten 
Plan außer Zweifel geſtellt, wird überdies auch nicht augefochten. 
Die geſetzlich vorgeſchriebene Vergleichsverhandlung wurde nach der 
eigenen Angabe des Grundeigenthümers rechtzeitig gepflogen und 
hat ſich bis in die neueſte Zeit verſchleppt. Hat der Grundeigen⸗ 
thümer die Occupirung des Grundes durch die Eiſenbahnunternehmung 
vor Beendigung der Vergleichsverhandlung reſp. vor Durchführung 
der Expropriation geſtattet, ſo iſt dies ſeine Sache: es darf dies 
aber die Behörden nicht beirren, über Begehren der Eiſenbahnver⸗ 
waltung nach dem Geſetze vorzugehen, weil bei der Weigerung des 
grundbücherlichen Beſitzers, den benöthigten Raum abzutreten, die 
zwangsweiſe Enteignung der einzige und geſetzlich vorgezeichnete Weg 
iſt, auf welchem die Eiſenbahnunternehmung das Eigenthum des be⸗ 
reits occupirten und zweifellos nothwendigen Raumes zu erlangen 
vermag“. V. H. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Trieſt Franz 
Braſſi Ritter v. Burgſtein anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. x 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath der dalmatiniſchen Finanz⸗Landes⸗ 
Aae Georg Freiherrn v. Plenker zum Hofrathe und Finanzdirector in Trieſt 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Finanzrathes beflei- 
deten penſtonirten Vorſteher des Rechnungsdepartements der Finanzdirection in Lin; 
Jacob Stifter die A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 5 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Leopold Ritter v. Clari— 
e ornbacher zum Baurathe für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande 
ernannt. 

Der Minifter des Innern hat die beiden Bezirkscommiſſäre Karl Herr 
und Wenzel Schol, 2 zu Statthaltereiſecretären in Böhmen 43455 SE 

Der Finanzminiſter hat den Hilfsämter-Directionsadjuneten Anton Heber 
zum Hilfsämterdirector der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Stelle eines der dalmatiniſchen Statthalterei 
beigegebenen Landesculturinſpectors dem bisher proviſ. Landesculturinſpeckor für 
Dalmatien Felix Paveſch verliehen. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. nied. öſterr. 
Statthalterei in der neunten Rangsclaſſe eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in 
der zehnten beziehungsweiſe eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 22. März. (Amtsblatt Nr. 57.) 

Calculantenſtelle bei der landſchaftlichen Buchhaltung in Salzburg mit einem 
Taggelde von 1 fl. 50 kr., bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 58. 

Controlorsſtelle bei der Telegraphen⸗Hauptſtation in Pardubitz in der neun⸗ 
ten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 4. April. (Amtsblatt Nr. 58.) 

Prakticantenſtelle beim Hauptpunzirungsamte mit 600 fl. Adjutum bis Ende 
März. (Amtsblatt Nr. 62.) 


Druck der k. Wiener Zeitung 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


